
Verkündet am 10. Oktober 2007 

K 
Justizangestellte 

, als Urkundsbeamter der Geschäftestelle 

I& Namen des Volkes 

In der Ve~altungsstreitsache 

Prozessbevoilrnächtiate: 
RechtsanwPlte . 

die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundeskanzleramt, 
Willy-Brandt-StralJe I ,  1 101 2 Berlin, 

Prozessbevollmächtiute: - .. 
Rechtsanwllte  ' ' ' 

hat das Verwaltungsgericht Berlin, 2. Kammer, aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 10. Oktober 2007 durch 

die Prasidentln d e s  Verwaltungsgerichts 
den Richter am Verwaltungsgerlcht 
den Richter am Verwaltungsgerlcht 
den  ehrenamtlichen Richter ' und 
den ehrenamtlichen Rlchter ' ' 

Beklagte, 

für Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 
Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorl3ufig vollstreckbar. 

Der Klager darf d le  Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 
des aufgrund des Urteils voilstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht de r  
Beklagte vor der  Vollstreckung Sicherheit In Höhe von 170 % des jewells z u  voll- 
streckenden Betrages leistet. 

Die Berufung wird zugelassen.  



Tatbestand 
. .. .. . .  - . .. 

Der Kläger begahri Zugang zu lnforrnationen des Bundeskanzleramtes tiber das ~ro jek t  

der „North European Pipeline" (im Folgenden: Ostseepipeline). Der Kläger ist als Jour- 

nallst tätig. 
. . .  

Die Ostseepipeline Ist eine geplante Gasieitung, durch die ab dem Jahre 2010 russi- 

sches Erdgas durch die Ostsae nach Deutschland befördert werden Soll. Anfang Sep- . , .. 

tember 2005 wurde ein Vertrag über den Bau cier Pipeline von dem russischen Ener- 

giekonzern Gazprom und den deutschen Konzernen E.ON und BASF unterzeichnet. 

Für den Bau der PIpeline gewährten die Kreditanstalt fOr Wiederaufbau und die Deut- 

sche Bank der Gazprom einen Kredit, flir den die Bundesrepublik Deutschland sich 
I 

0 verborgte. Die Bürgschaft wurde von dem hlerfiir zuständigen lntermlnisterlellen Aus- ; 
schuss der Bundesregierung, dem das Wirtschafts-, Finanz-, Außen- und Entwlck- 

IungshiIfeministerium angehören, in seiner Sitzung vom 24. Oktober 2005 bewilligt. 

Anfang April 2006 beantragte der Kfäger, ihm nach dem lnforrnationsfreiheltsgesetz des 

Bundes alle Akten und Vermerke des Bundeskanzleramtes seit dem Jahre 2003 zur 

Verfügung zu stellen, in denen die Planung und der Bau der Ostseepipeline sowie dle 

KreditbOrgschaft des Bundes für das Projekt der Ostseepipelloe thematisiert wurden, 

insbesondere solche im Zusammenhang mit der Sitzung des Interministeriellen Aus- 

schusses vom 24. Oktober 2005. 

Mit Bescheid des Bundeskanzleramtes vom 4. Mai 2006, bestätigt durch Widerspruchs- 

bescheid des Bundeskanzleramtes vom 27. Juni 2006, lehnte die Beklagte den Antrag 

ab. Zur Begründung fCihrte sie im Wesentlichen aus, ein Anspruch des Klägers auf In- 

forrnationszugang sel gemäß § 3 Nr. 1 Buchst. a IFG ausgeschlossen. Mit dem Ab- 

schltks elnes Vertrages zum Bau der Ostseepipeline habe die Bundesregierung eine 

Möglichkeit eröffnet, Deutschland Zugang zur weiteren Rohstoffversorgung zu eröffnen. 

Dabei selen von Seiten der Bundesregierung alle vorhandenen politischen Mittel sus- 

geschbpft worden, um zusätzliche Versorgungsmärkte zu erschließen. Die dem Bun- 

deskanzleramt vorliegenden Unterlagen seien überwiegend Dokumentationen, die der 

Leitung des Hauses zur Vorbereitung von Gesprächen über den Stand der Planung und 

dem Bau der Pipeline gedient hätten. Die Veröffentlichung der dartn enthaltenen Infor- 

matlonen würde das Vorgehen der Bundesregierung offenbaren und damit die Verhal- 

tens- und Verhandlungsmuster der Bundesreglerung für Dritte erslchtlich machen. Dies 

J 
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konnte sich auf zukanftlge Verhandlungen der Bundesregierung in internationalen Fra- 

gen der Rohstoffversorgung nachteilig auswirken. 

Mit der  am 17. Juli 2006 erhobenen Klage verfolgf der Kläger sein Begehren Welfer. Er 

ist der Ansicht, dass Ihm ein Anspruch nach dem lnfonnationsfreiheitsgeseh: auf die 

begehrten Informationen zustehe. Bei dem ~undeskanzlerarnt handele es sich um eine 

Behörde im Slnne von $j 7 Abc. I Satz I IFG. Dazu gehörten alle Verwaltungsbehörden . 
- Im organlsatorischen Slnne. Hlerzu zähle auch das  Bundeskanzleramt als Eigenverwal- 

... 
tung eines Verfassungsorgans. Die in Frage stehenden lnformationen beträfen euch 

materielle Verwaltungsaufgaben. Zwar unterfalle Regierungshandeln irn elgentllchen 

Slnne als verfassungsrechtliche Tätlgkeit nicht dem Geltungsbereich d e s  Verwaltungs- I 
! 

verfahrensgesetzes. Regierungsakte seien jedoch nur die von der Regierung In Erfül- 
3 

lung ihrer politischen Funktion vorgenommenen F~hrungsentscheldungen als rein ver- 1 
j 

fassungsrecht~che Tätlgkeit mit staatspolitlschem Gewicht, wie z. B. dle Bestfrnrnung 

von Richtlinien in de r  Politik. Auch die Ausschlusstatbestände nach 5 3 Nr. 1 Buchst. a 
und Nr.  3 Buchst. b, Nr, 4 und 7, 5 6 Abs. 2 sowle 5 9 Abs. 3 IFG stünden seinem An- 1 4 
spruch nicht oder allenfalls zum Teil entgegen. 

D e r   lage er beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides des  Bundeskanzleramts vom 4. 
Mai 2006 in Gestalt d e s  Widerspruchsbescheides vom 27. Junl2006 zu ver- 
pflichten, ihm nach Maßgabe se ines  Antrages vom 3. April 2006 die nachfolgen- 
den Unterlagen des Bundeskanzleramtes zur Verfllgung zu  stellen: 

1. alle Akten und Vermerke des Bundeskanzleramtes seit dem Jahre 2003, in 
denen die Planung und de r  Bau der  Erdgaspipeline „North European Pipeline" 
thematisiert werden, 

2. alle Akten und Vermerke des Bundeskanzleramtes, in denen die KreditbTirg- 
schaft des Bundes fiir das Projekt der  „North European Pipeline" thematisiert 
wird, insbesondere im Zusammenhang mit der Sitzung d e s  Interministeriellen 
Ausschusses vom 24. OMober 2005. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte Ist der Auffassung, dass ein Anspruch d e s  Klägers auf Informationszu- 

gang hereits deshalb ausgeschlossen se i ,  weil es sich bei den in Frage stehenden In- 

formationen nicht um solche handele, die im Zusammenhang mit de r  Wahrnehmung 

von Verwaltungsauf~aben angefallen seien. Regierungstätigkelt habe keine materiellen 



Verwaltungsaufgaben r u m  Gegens tand .Dle  ~ e g i e r u n ~ s t ä t l g k e i t  umfasse sowohl dle 

politische Entscheidung als auch die Oberleitung d e s  Staates. Mit'dem Bundeskander- 

amt liege zwar eine Ste l le  vor, die Aufgaben der  liffentlichen Verwaltung wahrnehmen 

ktinne. nlcht abe r  rnllsse. Vielmehr sei Jeweils fiir d e n  konkreten Einzelfall zu  beantwar- 

ten, ob die  Tätigkeit, die das Bundeskanzteramt Im jeweiligen Sachzusammenhang 

wahrnehme, einen Bezug z u r  Verwaltung habe oder nicht. Hieraus folge, dass das 
Bundeskanzleramt ebenso wie d le  Bundesministerien in Teilbereichen als Behßrde tatlg 

sei, z. B. lm Dlenstrecht gegenube r  d e n  Beamten. Anders verhalte es sich irn vorlle- 

genden Fall, in dem de r  Kläger Einsicht in vorbereitende Unterlagen bzw. Gespr8chs- 

venqerke im Zusammenhang  mit polltischen Gesprächen auf Staa tsebene  verlange, 

Insoweit sei dle Beklagte nicht nach  9 1 Abc. 7 IFG zur Auskunft verpflichtet, weil sie 

insoweit nicht materielle Verwaltungsaufgaben wahinehme. Soweit de r  politische Ver- 

Llb waltungsauftrag des Bundeckant le rs  gernaß Art. 65 Satz 4 GG reiche, vollziehe das 

Bundeskanzleramt nicht gesetzliche Vorschriften und Regeln, sondern  nehme an de r  

originären politischen Gestaltungstätlgkeit teil bzw. schaffe die organisatorischen Vor- 

aussetzungen filr die Schaffung der gestalterischen Vorgaben. Dieser schöpferische 

Vorgang habe mit Gesetzesvollzug,  wie e r  dem materiellen ~e ruva l iun~sve r s t ändn i s  zu 
Grunde liege, nlchts gemeln ,  Sämtl iche Dokumente, d ie  der  Kläger einsehen wolle, 

stunden In engem Zusammenhang  mit d e m  Reglerungshandein, insbesondere de r  Tä- 

tigkeit des Alt-Bundeskanzlers. Die Schriftstücke berelteten zum Teil die Aktivitäten des  - 
Alt-Bundeskanzlers vor, zum Teil dokumentierfen und zeichneten sle des sen  Tltigkei- 

ten nach. Sämtliche Tätigkeiten s e i en  nicht nach a u ß e n  gerichtet, sondern  dienten de r  

Erfedlgung von Reglerungsaufgaben insbesondere der Bundeskanzlerin. Es kanne 

auch nicht zwischen d e r  Bundeskanzlerin und dem Bundeskanzleramt unterschieden 

werden. Das Bundeskanzleramt sei Teil d e s  Verfassungsorgans Bundesregierung. So- 

weit dio Bundeskanzlerin d a s  Bundeskanzleramt benutze, um ihre staatsleitenden Tä- 

tigkeiten zu  organisieren und durchzuftihren, wiesen sämtliche Tätigkeiten einen engen 

Bezug zur Staatsleitung auf und unterlägen demnach nicht d e m  Informationszugang. 

Die Beklagte hat eine Liste (Anlage B 4) vorgelegt, in der 147 der bei ihr zu dem in Fra- 

, ge stehenden Thema vorhandenen Dokumente aufgeführt sind. Sie ist derAuffassung, 

dass hinsichtlich dieser  Dokumente ein Anspruch d e s  Klägers jedenfalls gemäß  5 3 Nr. 

1 Buchst. a und Nr. 3 Buchst. b. Nr. 7 bzw. 5 6 Satz 2 IFG ode r  zum Teil nach 9 9 Abs. 

3 IFG ausgeschlossen se i .  Daneben  befänden sich In ihren Akten noch rund 70 Doku- 

mente, dle als  Verschlusssachen eingestuft worden se i en  und z u  denen  der  Zugang 

jedenfalls gemäß § 3 Nr. 4 IFG ausgeschlossen  sei. 
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbrlngens der Betelllgten 

wlrd auf die Streitakte und den Venvaltungsvorgang verwiesen, dli vorgelegen haben . 

und Gegenstand der mündlichen Verhandlung und Beratung gewesen sind. 

, 

Entccheidunssariinde 

Dle zulässige Verpflichtungsklage ist unbegrhndet, denn die Ablehnung der begehrten 

Informationsgew3hrung ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seine Rechten 

(9 11-3 Abs. 5 Satz I VwGO). 

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Zugang zu den in Frage stehenden Informationen 

gernaß 5 I Abc. I Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu Informationen 

des Bundes (Informationsfreiheitsgesetz - IFG) vom 5. September 2006 (BGBI. 1 S. 

2722). Nach dieser Vorschrift hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den 

Beharden des Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. Gemäß 

5 ? Abc. 1 Satz 2 IFG gilt dieses Gesetz für sonstige ~undesorgane und -einrichtungen, 

sowelt sie öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Das Bundeskanzleramt hat bei der politi- 

schen Begleitung und Umsetzung des Projekts der Ostseepipellne nicht als BehBrde irn 

Sinne des 5 I Abs. I Satz I IFG gehandelt; es hat insoweit keine öffentlich-rechtlichen 

Verwaltungsaufgaben wahrgenommen, sondern Rsgieningst2t[gkeit irn Sinne politl- 

scher Staatsienkung ausgelibt. 

I. Behörde im SInne des § I Abs. 1 Satz I IFG Ist In Anlehnung an 5 I Abc. 4 VwVfG 

Jede Stelle, die Aufgaben der 6ffentiichen Vewaltung wahrnimmt. Die Identität der Be- 

hördenbegriffe des InformatlonsfrelheitsgesetzeC und des Verwaltungsverfahrencgecef- 

zes folgt nicht nur aus der generellen Anwendbarkeit des Verwaltungsverfahrensgeset- 

zes für das Zugangsverfahren nach diesem Gesetz, sondern entspricht auch dem aus- 

drücklichen Willen des Gesetzgebers (BT-Drs. 1514493, S. 7; vgl. auch Rossi, lnforrna- 

tlonsfreiheitsgesetz, 2006, 3 I Rn. 40). 

Der Begriff der  Aufgaben der öffentlichen Vewaltung ist ebenso wie derjenige der Ver- 

waltungsaufgaben in § 1 Abs. 1 Satz 2 IFG im materiellen Sinne zu verstehen, d. h. die 

wahrzunehmenden ~ u f ~ a b e n  und Zustandigkeiten müssen sachlich der öfientlichen 

Verwaltung zuzurechnen sein und ihre Grundlage irn öffentllchen Rec' haben (vgl. 

Rossi, a. a. O., § I Rn. 45; Scheel, i n  Berger/Roth/Scheel, IFG, 2006, 5 7 Rn. 26). Nur 



wenn und soweit die Stelle materlelles Verwaltungsrecht ausübt, ist sie Behllrde irn 
Sinne des Gesetzes; sntsprechendes gilt filr sonstige Bundesorgane oder - 
einrfchtungen. Die Beklagte verweist in diesem Zusammenhang zu Recht darauf, dass 

-wie die Regelung das § I Abs. I Satz 2 IFG klarstellt - es nicht allein darauf an- 

kommt, ob eine Stelle auch (abstrakt) Verwaltungsaufgaben wahrnlmrnt. § 1 Abs. I 

Satz 2 IFG liefe dann leer, da in diesem Fall alle von vorgenannter Regelung erfassten 

Bundesorgane schon wegen ihrer Eigenvemaltungen - etwa Irn dlenstrechtltchen Be- l 
7 

reich - hinsichtlich jeder von ihnen wahrgenommenen Aufgabe Behörden im Sinne von 

g ? Abs. I Satz 1 IFG wären, also selbst dann wenn sie im kankteten Fall keine mate- 

rIeHen Verwaltungsaufgaben wahrnähmen. 
. . 

2. Det 6ffentllchen Vemaltung, die gekennzeichnet wlrd durch die laufende Tätigkeit, 

die AusMhrung der rechtlich festgelegten Auftr4ge und Mai3stäbe de s  staatlichen Han- 

deinc (vgl. P. Stelkens/Schrnitz, in: ~ f e l k e n c l ~ o n k l ~ a c h s ,  VwVfG, 6. Aufl. 2001, $j 1 Rn. 

169). sachlich nicht zuzurechnen ist Regierungstafigkeit. Das angeleitete, ausgerichte- 

te, gefrihrte .Verwalten" unterscheidet sich schon begrifflich von dem leitenden, rich- 

tungsgebenden, fahrenden .Regierenu (vgl. Wolfflßaehof/Stober, Verwaltungsrecht, Bd. 

1, 11. Aufi. 1999, § 20 Rn. 25). Das Wort Regiening wlrd U. a. gebraucht zur Bezelch- 

nung einer matsrlellen StaatstAtigkeit. Hierzu zählen die von der Regierung in Erfüllung 

ihrer politischen Funktion vorgenommenen Entscheidungen, die der Regierung von dar 

Verfassung aufgegeben sind und die, ohne sich an den Staatsbürger unmitte!bar zu 
wenden, ffir Bestand und Leben des Staates sorgen. Dies betrlfft insbesondere die Be- 

stimmung der Richtlinien der Politik durch die Bundeskanzlerin (Art. 65 Satz i GG) und 

sonstige politische Führungsentscheldungen (vgl. statt vieler Meyer, In: Knack, VwVfG, 

8. Aufl., 2004, § I Rn. 79; P. StelkenslSchmitz, a.a. O., !j I Rn. 149, 166 ff.; Kastner, 

in: Fshling/Kastner/Wahrendorf, Verwaltungsrecht, 2006, 5 1 VwVfG Rn. 41; Stern, Das 

Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd, 11, 1980, $39 11 I ,  S. 684 ff.; vgl. auch 

BVerwGE 2,36 c38>). 

Auch Sinn und Zweck des Info~mationcfreiheifcgesetzes gebieten nlcht, ~ e g 1 e r u n ~ c t ~ -  

tigkeit lm vorbezeichneten Sinne zum Ancvendungsbereich des § 1 Abc. 1 Sätze I und 

2 IFG zu zählen. Das lnformationsfreiheitcgesetz soll insbesondere der demokratischen 

Meinungs- und Wlllensbildung dienen und die Kontrolle staatlichen Handelns verbes- 

sern. -- Angesichts der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung des Grundgesetzes, 

die dem Parlament - insbesondere der jeweiligen parlamentarischen Minderheit - die 

unmittelbare Kontrolle der Regierung, nicht zuletzt der von Ihr getroffenen politischen 

Führungsentscheidungen überantwortet, und ihm hlerfür eine Vlelzahl von Kontrollin- 
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strumenten zur Verfügung stellt (vgl. hierzu etwa Maurer, Staatsrecht I, 2. Aufl, 2001, 

Bereich der 

besteht kein Anlass für die Annahme, der Gesetzgeber habe auch In dem. 

Reglerungstltlgkeit der Bundeskanzlerin die demokratische Meinungs- und 

Willensbildung starken und die Kontrolle staatlichen Handelns verbessern wollen. 

Indern das Informationsfreiheltsgesetz demzufolge schon dem Grunde nach keinen An- 

spruch auf Zugang zu solchen lnformationen gewahrt, die Reglerungstätigkeit Im vor- 

beschriebenen Sinnebetreffen, wird auch verfassungcrechtlfchen.Vorgaben Gentlge 

getan. Denn nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gehört die Wil- 

lensbildung -- innerhalb der Regierung zum verfassungsrechtlich geschützten Kernbe- 

reich exekutiver Eigenverantwortung, der einen grundsätzlich nlcht ausforschbaren Ini- 

tiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschließt (BVerfGE 67, 100 CI 39>). Der 

Schutz gilt vornehmlich fUr laufende Verhandlungen und Entscheidungsvorbereitungen. 

Aber auch bei abgeschlossenen Vorgingen sind Falle möglich, In denen die Regierung 

aus dem Kemberelch exekutiver Eigenverantwortung gehelrnzuhaltende Tatsachen mit- 

zuteilen nicht verpfilchtet Ist (BVerfGE 67, 100 439>). Insowelt gilt, dass Unterlagen 

aus dem Bereich der,Vorbereitung von Regieningsentscheidungen, die Aufschluss über 

den Prozess der Willensblldung geben, umso schutzwürdiger sind, je näher sle der gu- 

bernatlven Entscheidung stehen (vgl. BVeriG, Beschluss vom 30- Man 2004 - 2 BvK 

1/01 - NVwZ 2004, 1105 <I 107>). Damit aber dürfte der Zugriff' auf lnformationen der 

hier in Frage stehenden Art in erheblichem Umfang bereits aus verfas~un~srechtlichen 

Grunden verwehrt sein. Dem entspricht es, den Anwendungsbereich des Inforrnations- 

freiheitsgesefzes bereits dem Grunde nach nlcht zu erßffnen, mögen auch dfe den 

Schutz behördlicher Beratungen betreffenden Ausschlusstatbestande des g 3 Nr. 3 

Buchst. b oder des § 4 IFG der Sache nach den Kernbereich exekutiver Eigenverant- 

wortung erfassen. 

3. Die politische Begleitung und Umsetzung des Projekts der Ostseepipeline durch den 

Alt-Bundeskanzler bzw. die Bundeskanzlerin stellt Regierungstätigkeit im vorgenannten 

Sinne dar. Denn es geht um politische Entscheidungen hinsichtlich der langfristigen 

Sicherung der Rohstoffversorgung der Bundesrepubllk Deutschland ebenso wie um die 

auswärtigen Beziehungen Deutschlands zu Russland und polen sowle zu weiteren Ost- 

seeanrainerstaaten. Es geht damit unmittelbar um die Sorge für Bestand und Leben 

des Staates, um Handlungen tm Kernbereich der politischen Staatsführung. Anders als 

im Fall materieller ~erwaltungctätigkeit handelt es sich hier auch nicht um Tätigkeiten, 

die sich unmittelbar an den  Staatsbürger wenden, oder etwa um die AusfTihrung recht- 
. -- 

lieh festgelegter Aufträge. 



4. Dfe (vorbereitende und begleitende) Tätigkeit des Bundeskanzleramtes dient dieser 

Reglerungstätigkeit und ist damit zugleich Teil von ihr. Sie kann nicht von der Tätigkeit 

der Bundeskanzlerln (bzw. des Alt-Bundeskanzlers) getrennt werden. Das Bundeskanz- 

leramt hat die Bundeskanzlerin Insbesondere Dber dle laufenden Fragen der allgemei- 

nen Politik zu unterrichten und die Entscheidungen der Bundeskanzlerin vorzubereiten 

und auf ihre DurchfSlhrung zu achten (vgl. Stern, a. a. 0, § 31 11 4, S. 279 f., unter Ver- 

weis auf das ~ o r w o r t  zum Einzelplan 04 des Bundechaushaltcplans 19783. Das Bun-. 
deskanzleramt ist das vorbeqitende und zuarbeitende Büro der Bundeskanzlerin, ihr 

Apparat und ihre Führungszentrale (Stern, a. a. O., m. W. N.). In diesem Sinne gilt, dass 

die Bundeskanzlerin auf dle Arbeit des Bundeskanzleramtes angewiesen ist, sie 

gleichsam ohne das Amt ,nicht sehen, hören noch schreiben, geschweige denn Richtli- 

nlen bestimmenu könnte (vgl. Hennls, Rlchtlinlenkompetenz und Regierungstechnik, S. 

19, zitiert nach Schenke, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 65 Rn. 70). 

Wegen dieser engen Verzahnung zwischen der Bundeskanzlerin und dem Bundeskanz- ' 

leramt ist die Tätigkeit des Bundeskanzleramtes stets selbst Regierungstatlgkeit, soweit 

sie darauf gerichtet Ist, Reglerungstätigkeit, also Insbesondere die Bestimmung der 

Richtlinien der Politik oder sonstige politische Leltentscheidungen vorzubereiten bzw. 

der Bundeskanzlerin insofern eine hinreichende Informations- und Abwägungsgrundla- 

ge zu erstellen. 

5. Nach Überzeugung der Kammer betreffen sdmtliche der von der Beklagten in der 

Anlage B4 aufgefuhrten Unterlagen - beisplelsweise die Drahtberichte der deutschen 

Bofschaflen in den Octseeanrainerstaaten oder die begleitende Korrespondenz mit den 

an dem Projekt beteiligten Unternehmen ebenso wle die Manuskripte und EnkaCirfe des 

Bundeskanzlers oder Pressemitteilungen privater Unternehmen - sowie die weiteren 

70 Verschlusssachen Regierungstätigkeit im oben beschriebenen Sinne mit der Folge, 

dass sie dem Anwendungsbereich des lnforrnationsfreiheitsgesetzes nicht unterfallen. 

Es besteht kein hinreichender Anlass, einzelne dieser lnforrnationen zum Bereich der 

Wahrnehmung materieller Vetwaltungsaufgaben zu zshlen, so dass es nicht darauf an- 

kommt, ob es in diesem Bereich überhaupt rnBglich wäre, hinreichend umrissene, prak- 

tikable Unterscheidungsmerkmale zu finden. Bereits die vom Bundeskanzleramt getrof- 

fene Auswahl bestimmter Informationen als rnögllche Grundlage politischer Leitent- 

scheidungen dient der Reglerungstätigkeit im oben beschriebenen Sinne und ist nicht 

lediglich verwaltende Tätigkeit, zumal sie doch regelmäßig bereits polltlsche Bewertun- 

gen und Einschätzungen voraussetzt bzw. Rückschlüsse auf das zulasst, was die in 

Frage stehenden politischen Führungsentscheidungen unmittelbar beeinflussen kann. 
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Hat die Klage schon aus vorgenanntem v rund keinen ~rfolg,  bedarf keiner Entschel- 

dung, ob dem geltend gemachten Anspruch ganz oder teilweise gesetzliche.Aus- 

schiussgründe nach den 55 3 ff. IFG entgegenstünden. 

Die Kostenentscheidung folgt aus fS 154 Abc. I VwGO; die Entscheidungen Ober dle 

vorläufige Vollstreckbarkeit und die Abwendungsbefugnis beruhen auf 3 167, 5 708 Nr. 

11, 5 71 1 Satz 1 und 2 VwGO i .  V. m. 5 709 Satz 2 ZPO. 

Dle Berufung ist gernaß 5 124 a Abc. i Satz 1 Vw.GO zuzulassen, da die Frage grund- 

satzliche Bedeutung im Sinne von $124 a VwGO i. V. rn. 5 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO hat, 

ob und gegebenenfalls in welchem Umfang Reglerungstätigkeit im oben beschriebenen 

Sinne vom Behördenbegriff des Informatlonsfreiheitsgesetzec des Bundes umfasst 

wird. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zu. 

Die Berufung Ist bei dem Verwaltungsgerlcht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin, inner- 
halb eines Monats nach Zustellung des Urteils elnzulegen. Sie muss das angefochtene 
Urteil bezeichnen. 

Dle Berufung ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu begrrinden. 
Dle BegrOndung Ist, sofern sie nicht zugleich mit der Efnlegung der Berufung erfolgt, bei 
dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Berlln, 
einzureichen. Die Begrlindung muss einen bestlrnrnten Antrag enthalten sowie die im 
Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Berufungsgrrinde). 

Für das Berufungsverfahren besteht Vertretungszwang, Danach muss sich jeder Betei- 
ligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule 
im Slnne des Hochschulrahmengesetzes mlt Befahigung zum Richterarnt als Bevoll- 
machtigten vertreten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behör- 
den können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt 
sowie Diplornjuristen im höheren Dienst, GebietskGrperschaften auch durch Beamte 
oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde 
oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied 
zugehören, vertreten lassen. 




